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8 „Wir wollen unſeren Leſern zur Orientirung in der Lehre von 
5 Rechtiprechung auf dem Gebiete der Verwaltung die Anſchauungen 
555 . hervorragendſten Richtungen darin nebeneinandergeſtellt vor⸗ 
hren. Es find dies die Anſchauungen Gneiſt's einerſeits und 


Front ung iR ibererfeit, zwei Richtungen, die gleichſam gegen einander 
Die Anſchauung Gneiſt's *) iſt folgende: 
. Gneiſt erkennt, daß im Gebiete der Verwaltung eine Reihe von 
Fragen zur Austragung kommt, rückſichtlich welcher nach der heutigen 
duffaſſung von Rechten und Pflichten im Staate eine Juriödiction 
unbedingt nothwendig erſcheint. Diefe Gebiete ſeien zunächſt das weit⸗ 
ichtige Gebiet der Polizei mit ihren unabſehbaren Beſchränkungen 
der Freiheit der Perſon und des Vermögens im Intereſſe des öffent⸗ 
lichen VWobhles, dann das Gebiet der Finanzgewalten insbeſondere 
bezüglich Einſchätzung der directen Staats⸗ und Communalſteuern, das 
Hebiet der Militärverwaltung bezüglich Militärpflicht, Einquartierungs⸗ 
und Vorſpannspflicht, das Verhältniß zwiſchen Kirche und Staat, das 
Debtet der Schule und endlich das Verhältniß der Commune zum 
55 Eine Rechtſprechung für dieſe Gebiete aber laſſe ſich nicht da⸗ 
wondch reichen daß man den Civilrechtsweg für dieſelben zulaſſe, 
Recht hunden, Einzelne lediglich vom Standpunkte des Ich aus ſein 
theidi 5 er Eigen durch den Gerichtsſchutz gegen den Staat ver- 
tat 905 Star Polizei bei den Gerichten verklagen könne. Die Autori⸗ 
in des Slaals vertrüge das nicht und die Entwicklung eines zeitge⸗ 
mäßen fene Rechtes würde durch ſolche Jurisdiction geradezu 
verſchoben. Auch ſei es innerlich unmöglich, die Jurisdiction über das 


) Vergl. vornehmlich: Gneiſt, der Rechtsſ Berlin 1872 und deſſen Ars | 
tikel über Verwe 1 h 1 855 sſtaat, Berlin 1872 und deſſen Ar 
Wei erwaltungsjuſtiz in Holtzendorff' Rechtslexikon, Leipzig 1871, II. Band, 


öffentliche Recht nach den Grundſäßen und Formen des Civilproceſſes 
zu behandeln. Der Gegenſtand des Streites in Verwaltungsſachen 
liege in der Veranlaſſung und in dem Maß des obrigkeitlichen Zwanges, 
welche die Geſetzgebung immer einem Ermeſſen nach concreten Um— 
ſtänden überlaſſen muſſe. Die Streitfragen beruhten auf einer un⸗ 
trennbaren Verbindung von question of law und question of fact, 
welche nicht Gegenſtand juriſtiſcher Logik, ſondern empiriſch gleicher 
Maßbeſtimmung im Kreiſe der Verwaltung ſelbſt ſei. Die Initiative 
dazu könne nur von dem wohlverſtandenen Beruf der Staatsregierung 
ſelbſt ausgehen, denn alle Verwaltungsjurisdiction beruhe auf dem 


Grundſatz, daß die Staatsgewalt um ihrer ſelbſt willen eine geſetz⸗ 


mäßige unparteiiſche Handhabung des Verwaltungsrechts will. Sie 
formirt ſich daher dahin, daß die Verwaltungsſtellen neben ihren ere⸗ 
cutiven Functionen zugleich richterliche Functionen übernehmen und 
den Parteien durch die verantwortliche Stellung der Beamten, deren 
Ständigkeit, Collegialität und contradictoriſche Verhandlung die Ga⸗ 
rantien des Gerichtsverfahrens darbieten. Es liege im Weſen des 
Staats, daß dieſelbe Geſtaltung, welche dem Staat zur gleichmäßigen 
ſicheren Durchführung ſeiner Geſetze dient, eo ipso auch dem Ein⸗ 
zelnen die wirkſame Garantie gegen willkürliche oder parteigemäße 
Handhabung der Amtsgewalten gewährt. Sie geſtaltet ſich daher zwar 
nach dem Syſtem der Gerichtsverfaſſung; die Zweiſeitigkeit ihres 


Zweckes bedingt aber andere Behörden, Inſtanzen und Proceduren 


als die ordentlichen Civilgerichte. 


Die Forderung auf Einführung einer Verwaltungsjurisdiction 
in dieſem Sinne entſpringt nach der ausdrücklichen Betonung Gneiſt's 
hauptſächlich aus dem Bedürfniſſe nach einer Abwehr gegen die Partei⸗ 
verwaltung des conſtitutionellen Syſtems. Indem die Volksrepräſen⸗ 
tation die Intereſſen und die Parteien der Geſellſchaft unmittelbar in 
die Staatsgewalt einführt, erhält die Regierung des Staats unab⸗ 
weisbar eine parteimäßige Richtung, die ſich vom Gebiete der Geſetz⸗ 
gebung in die Auslegung und Handhabung des beſtehenden Verwal⸗ 
tungsrechts erſtreckt. Das Vorbild der franzöſiſch⸗belgiſchen Verfaſſun⸗ 
gen habe dieſen parteimäßigen Charakter ſogar zu einem „conſtitutio⸗ 
nellen“ Dogma erhoben und führte dahin, den Verwaltungsbehörden 
in allen Stufen die zur Verwaltungsrechtſprechung uothwendige Stel⸗ 
lung zu entziehen, indem man ſie von unten herauf als entlaßbare 
Beamte zur Disposition der zeitigen Miniſter geſtellt. Es entſtehe 
nun der Widerſinn, daß derſelbe Miniſterrath und Departementsmi⸗ 
niſter, welcher als Träger eines politiſchen Programms betrachtet wird, 
endgiltig über die ſtreitige Auslegung der Geſetze und der Verfaſſung 
entſcheiden ſoll, die zur geſetzmäßigen Schranke der Miniſterverwaltung 
beſtimmt ſind. 

Die Organiſation zur Verwaltnngsjurisdiction ſolle demnach 
in folgender Weiſe geſchehen: Zunächſt ſei nothwendig, daß an Stelle 
der höchſten materiellen Beſchwerde⸗Inſtanz bei den Departements⸗ 
miniſtern ein oberſter Verwaltungsgerichtshof in der Weiſe eingeſetzt 
werde, daß die rechtsverſtändigen decretirenden Beamten von der Bureau⸗ 
verfaſſung der Miniſterien abgelöst, collegialiſch formirt und dem Mi⸗ 


niſterrath nebengeordnet werden. Es könne auch in höchſter Inſtanz 
eine abſtracte Ablöſung der Verwaltungsgerichtsbarkeit von der Exe⸗ 
cutive nicht angeſtrebt werden. Das allein Entſcheidende ſei die ſtändige 
collegialiſche Formation, die von der zeitigen Miniſterverwaltung un⸗ 
abhängige lebenslängliche Stellung, richterliches Verfahren, die Angabe 
der Entſcheidungsgründe — und der Verwaltungsgerichtshof dritter 
Inſtanz iſt fertig. 

Einen dauernden Halt gewinnt aber die Verwaltungsjurisdiction 
erſt durch die Wiederherſtellung einer zuverläſſigen erſten und zweiten 
Inſtanz; denn wie in der Juſtizverwaltung iſt die Geſtaltung der 
Localinſtanzen die für das tägliche Leben eigentlich entſcheidende. Die 
Schwierigkeit dieſer Formation liegt nun, nach Gneiſt, in dem ſcheinbar 
unlösbaren Widerſpruche zwiſchen der nothwendigen Einheit des Staats— 
willens und der nothwendigen Unabhängigkeit der Rechtſprechung. 
Alle vollziehende Gewalt vermag den Staatswillen nur mit eutlaß⸗ 
baren Beamten auszuführen. Alle Verwaltungsjurisdiction iſt aber 
untrennbar von der Ausführung. Jede conſtitutionelle Verwaltung iſt 
ihrem Weſen nach Parteiverwaltung, und beanſprucht die Subordi— 
nation aller örtlichen Organe. Das Bedürfniß der heutigen Verwal— 
tung verlangt mehr noch als die ältere, die beweglichere Handhabung 
durch Einzelbeamte. Der entlaßbare Einzelbeamte kann in dieſer 
Stellung wiederum nicht der unparteiiſche Richter über ſtreitige Fragen 
des Verwaltungsrechtes fein ſollen. Dieſe widerſprechenden An⸗ 
forderungen erzeugen den zweideutigen Charakter des conſtitutionellen 
Beamtenthums welches auf dem Continente, wie in den nordamerica⸗ 
niſchen Freiſtaaten nur mit der Corruption des Beamtenthums enden 
kann, in jener zweideutigen Stellung eines Dieners wechſelnder Partei⸗ 
verwaltungen mit dem falſchen Scheine einer unparteiiſchen Magiſtratur. 

Es gibt nur Eine Löſung für das Problem, dem entlaßbaren 
Verwaltungsbeamten die Unabhängigkeit des Richteramtes und mehr 
als das wiederzugeben. Dieſe Löſung findet Gneiſt, nach dem engliſchen 
Selfgovernment, im obrigkeitlichen Ehrenamte, welches die beſitzenden 
Claſſen und Mittelſtände ebenſo in den Dienſt der Rechtſprechung 
des Staates hineinzieht, wie dieſelben Claſſen zur Bildung des gefetz— 
gebenden Körpers berufen werden. Mittelſt des Ehrenamtes, in ſeiner 
unmittelbaren Ueberordnung über die executiven Polizeibeamten, ſtellt 
ſich ſchon in erſter Suftanz ein Verwaltungsdecernat her, welches die 
ſtreitigen Fragen contradictoriſch in den Formen des ſummariſchen 
Gerichtsverfahrens zu verhandeln im Stande iſt. Das geſellſchaftlich 
unabhängige Beamtenthum, für welches nach den Erfahrungen jedes 
Menſchenalters eine parteimäßige Ernennung und Entlaſſung unmöglich 
iſt, ordnet ſich dann dem Berufsbeamtenthum zur Seite, gibt ihm 
auch im conſtitutionell verwalteten Staate den geſellſchaftlichen Halt 
wieder, und bildet das Gegengewicht für alle Fragen, welche eine 
conſtitutionelle Präfectenverwaltung unabänderlich zu Partei- und 
Wahlbeeinflußungsfragen macht. Für Conceſſionsertheilung, Conſenſe, 
Beſtätigungsfragen und alle übrigen Gebiete, in welchen der Unfug 
der conſtitutionellen Parteiverwaltung auf dem Continente unmittelbar 
hervortritt, bildet das Selfgovernment ein collegialiſches Decernat 
ſchon in erſter Inſtanz, ohne für die laufende Verwaltung die Vor— 
züge des Einzelbeamtenthums aufzuheben. 

Aus dem Selfgovernment bildet ſich dann auch die Mittelinſtanz 
für Verwaltungsjurisdiction durch ein collegialiſches Zuſammenwirken 
der Organe der Localverwaltung, die erſt von unten herauf im 
Ehrenamte praktiſch gebildet werden müſſen, ehe ſie einen wirkſamen 
Einfluß neben dem berufsmäßigen Beamtenthum gewinnen können. 
Nach Vollendung dieſer Formation für die ſtreitigen Verwaltungs⸗ 
fragen werden aber die beſtehenden Regierungscollegien zu bloßen 
Executivbehörden in einfacher Bureau-Organiſation werden können. 
Durch die Abtrennung der contentiöſen Fragen für collegialiſche, durch 
das Ehrenamt verſtärkte Behörden entſteht dann auch in der Mittel- 
inſtanz die von der Miniſterverwaltung unabhängige Rechtſprechung, 
ohne die Kraft der Executive zu gefährden. 

Den Abſchluß bildet ſodann der oben bezeichnete Verwaltungs⸗ 
ee als oberſte Beſchwerdeinſtanz an Stelle der Miniſterial⸗ 
reſcripte. 

Wenn wir die weſentlichen Geſichtspunkte dieſer Anſchauung 
zuſammenfaſſen, ſo ſehen wir, daß es ſich darnach darum handelt, die 
ganze Verwaltung unter eine den Garantien der Rechtſprechung ähnliche 
Controle zu bringen, in der Hauptſache zu dem Behufe, einer par⸗ 
teimäßigen Verwaltung zu begegnen. Das beſtehende Ver⸗ 
waltungsrecht wird ſeiner Structur nach nicht unterſucht, ſondern es 


1 
wird angenommen, „daß aller Streit in Verwaltungsfachen in 
der Veranlaſſung und in dem Maß des obrigkeitlichen Zwanges liege, 
welche die Geſetzgebung immer einem Ermeſſen nach conereten Um⸗ 
ſtänden überlaffen müſſe“, wie das allerdings der engliſchen Rechts— 
anſchauung entſpricht. Das Medium dieſer Reformrichtung iſt aber 
das obrigkeitliche Ehrenamt der Mittelſtände. 


ortſetzung folgt.) 


Mittheilungen aus der Praxis. 


In Bezug auf die Elveirung der Capitalien von der Verwaltung 
der Gemeinde unterſtehenden Stiftungen ſteht der Gemeinde eine 
Autonomie nicht zu. 


In der Verhandlung bezüglich der Realiſirung der B. 'ſchen 
Armenſtiftung zu H. hat der dortige Stadtrath unter Anderem auch 
berichtet, daß das ganze Stiftungscapital in der dortigen Sparcaſſe 
gegen 6perc. Verzinſung und zwar deßhalb angelegt worden ſei, weil 
die Elocirung des Capitales auf Hypotheken mit vielen Umſtändlich⸗ 
keiten, Koſten und Schwierigkeiten verbunden, die Sparcaſſe ein unter 
Aufſicht der Staatsverwaltung ſtehendes Gemeindeinſtitut ſei und es 
ſich mit Rückſicht auf das geringe Zinſenerträgniß niemals empfehle, 
derlei Capitalien zum Ankaufe von Staatspapieren zu verwenden. 

Die hierüber einvernommene böhmiſche Finanzprocuratur erklärte, 
daß das B.ſche Stiftungsvermögen in der Sparcaſſe zu H. nicht 
verbleiben könne, „denn die definitive Anlegung von Stiftungscapi⸗ 
talien in Spar⸗ oder Vorſchußcaſſen ſei geſetzlich unzuläſſig und eine 
ſolche Elocirung mit Rückſicht auf die auf den Ueberbringer lauten⸗ 
den Einlagsbücher offenbar gefährlich“. Zugleich ſtellte die Finanz⸗ 
procuratur den Antrag, daß das Stiftungsvermögen durch die Be⸗ 
zirkshauptmannſchaft bei der Sparcaſſe erhoben, und im Falle, als 
der Ankauf von Staate papieren nicht beliebt werden ſollte, zum An— 
kaufe von auf den Namen der Stiftung lautenden Pfandbriefen oder 
Eiſenbahnprioritäten verwendet werde. 

Der in dieſem Sinne beauftragte Stadtrath von H. remon⸗ 
ſtrirte beharrlich gegen dieſe Anordnung, während die Finanzprocu⸗ 
ratur anderſeits auf ihrer Meinung mit dem wiederholten Bedeuten 
verblieb, „daß nach den beſtehenden Normen alle für Stiftungen an⸗ 
gekauften Werthpapiere auf deren Namen vinculirt werden müſſen, 
Sparcaſſegelder aber immer vom Inhaber des Sparcaſſebüchels beho⸗ 
ben werden können. Nach der Gubernialverordnung vom 4. Auguſt 
1842, 3. 40.998 (Prov. Gef. Samml. pag. 490), ſei nur eine in⸗ 
terimiſtiſche Anlegung von Stiftungscapitalien in Sparcaſſen geftattet 
und ſelbſt Waiſengelder, welche 500 fl. überſchreiten, dürfen nach 
§ 194 des kaiſerl. Patentes vom 9. Auguſt 1854 in Sparcaſſen 
nicht elocirt werden. Wenn der Stadrath die Aufrechthaltung ſeiner 
Verfügung auf Grund ſeiner Autonomie anſtrebt, ſo müſſe ihm die 
a. h. Entſchließung vom 15. Mai 1841 entgegen gehalten werden, 
wornach nur den politiſchen Behörden die Entſcheidung über die Art 
der Anlegung und Verwaltung der Stiftungsfonde zukomme“. 

In dieſem Sinne erließ die Statthalterei den Auftrag an den 
Stadtrath in H. und ergänzte die Deductionen der Finanzprocuratur 
dahin, daß durch die nachgefolgten Verfügungen den Gemeinden bloß 
die ſtiftungsmäßige Verwaltung und Verrechnung der Armenſtiftungs⸗ 
fonde unter dem ausdrücklichen Vorbehalte des ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
rechtes übertragen wurde, daher dem Stadtrathe das Recht der freien 
Verfügung über Stiftungscapitalten um fo weniger zugeſtanden wer⸗ 
den könne, als dieſe Capitalien weder zu dem eigentlichen Gemeinde⸗ 
vermögen, noch auch, wie dies aus § 18 des Armengeſetzes für Böh— 
men vom 3. December 1868 ) erhellt, zu dem der öffentlichen Ar— 
menverſorgung gewidmeten, in der freien Verwaltung der Gemeinde 
befindlichen Stammvermögen gehören“. 

Nun nahm der Stadtrath H. die Vermittlung des Landesaus⸗ 
ſchuſſes in Anſpruch, welchem gegenüber die um ihre Wohlmeinung 
befragte Statthalterei ſich äußerte, daß ſie von ihrem Standpunkte 
nicht abgehen könne, daß die Anſicht der Stadtvertretung von H., 


) Dieſe Beſtimmung lautet: „Das für beſondere Zwecke der Armenpflege ge⸗ 
ſtiftete und in der Verwaltung der Gemeinde ſtehende Vermögen iſt ſtreng ſtiftungs⸗ 
mäßig zu erhalten und zu verwenden“. 


daß die älteren Normen über Elocirung von Stiftungscapitalien durch 
die Gemeinde-Ordnung und durch das Armengeſetz aufgehoben ſeien 
und dem Gemeinde⸗Ausſchuſſe allein die Entſcheidung über die Art 
der Anlegung der Armenſtiftungscapitalien zuſtehe, unrichtig jet ue 3. 
mit Rückſicht auf die SS 17, 18 und 19 des Geſetzes von 3. De⸗ 
cember 1868, wo das Stammvermögen der Armenfonde von dem Ver⸗ 
mögen der Armenſtiftungen ausdrücklich unterſchieden iſt, und die 88 
31 und 33 der böhmiſchen G. O.). Cs ſei ſomit weder durch die 
Gemeinde-Ordnung noch durch das Geſetz über die Armenſtiftungen 
an den über die Elocirung von Stiftungscapitalien beſtehenden Ge⸗ 
ſetzen u. Verordnungen und an dem Entſcheidungsrechte der l. f. polit. 
Behörden betreffs der Anlegung von Stiftungscapitalien etwas ge⸗ 
ändert worden. Auch die Miniſterialverordnung vom 1. October 1870, 
3. 13.010 habe diesfalls Nichts geändert. Die Verwaltung des Ver⸗ 
mögens der Armenſtiftungen ſtehe wohl den autonomen Organen zu, 
die Dberaufficht aber nur den politiſchen Behörden (Hofd. v. 7. Juli 
1841, Nr. 541 P. G. S.) Die Belaſſung des Bü. . . ſchen Stif⸗ 
tungscapitales in der Sparcaſſe wäre ſelbſt dann unzuläfftg, wenn 
durch entſprechende Vorbehalte in dem bezüglichen Einlagsbüchel für 
die Sicherheit des Capitales nach Möglichkeit geſorgt werden wollte. 

Gegen dieſe Entſcheidung der Statthalterei ergriff der Stadt⸗ 
rath von H. den Miniſterialrecurs, worin er behauptete, daß die über 
die Elocirung von Stiftungscapitalien beſtehenden älteren Normen 
durch die Gemeindeordnung vom Jahre 1864 und durch das Armen— 
geſetz vom 3. Dec. 1868 aufgehoben ſeien; daß dermalen nach § 31 
der Gemeindeordnung diesfalls der Gemeinde-Ausſchuß allein com- 
petent ſei, in welcher Anſicht er durch den Erlaß des Landesaus— 
ſchuſſes vom 16. October 1867, 3. 6685 und durch die Belehrung 
des Bez. Ausſchuſſes vom 30. April 1871, 3. 46 beſtärkt werde; 
ferners enthalte der $ 20 und § 21 der Sparcaſſeſtatuten genügende 
Sicherſtellungsmittel. 

Das Miniſterium des Innern hat dieſem Recurſe unterm 
6. December 1873, 3. 16.796 keine Folge gegeben, „da die in Bes 
treff der Stiftungen und ſpeciell der Elocirung der Stiftungscapi⸗ 
talien erlaſſenen beſonderen Vorſchriften auch dermalen noch aufrecht 
beſtehen und aus dem Wortlaute der böhmiſchen Gemeinde-Ordnung 
vom 16. April 1864 und des Armengeſetzes vom 3. December 1868 
eine Aufhebung dieſer Normen nicht gefolgert werden kann.“ v. II. 


Competenz und Vollziehungsbefugniß der autonomen Behörden in 
Sachen der Theilhaberſchaft an den aus den ehemaligen Contribu⸗ 
tionsfonden in Böhmen gebildeten Vorſchußcaſſen. 

In Böhmen beſtanden in früheren Zeiten innerhalb mehrerer 
Gemeinden ſogenannte Getreide-Contributionsfonde, welche nach dem 
Landesgeſetze vom 9. Juli 1863, 3. 45 L. G. B. in Geldfonde 
(Vorſchußcaſſen) umzuwandeln ſind. 

In dem Protokolle vom 8. Februar 1864 wurde nun die 
Theilhaberſchaft der Gemeinden A., B. und C. an einem ſolchen 
Contributionsfonde ausdrücklich anerkannt und bei der Wahl des 
Ausſchuſſes der neuen Vorſchußcaſſe betheiligten ſich ſämmtliche dies⸗ 
fälligen Gemeinden und wurde auch ein Inſaſſe der Gemeinde C. in 
den Ausſchuß berufen. Gegen dieſen Wahlaet wurde kein Recurs er— 
griffen und die damals competente politiſche Behörde beſtätigte den 
e und verſtändigte den Obmann des neuen Vorſchußvereines 
hievon. 

Im Jahre 1866 beſchwerten ſich aber die Inſaſſen der Ge— 
meinde C. bei der Bezirksvertretung, daß die Generalverſammlung 
der obigen Vorſchußcaſſe den Beſchluß gefaßt habe, den Reingewinn 
mit Ausſchluß der Gemeindeinſaſſen von C. zu vertheilen. Da 
Re Direction der Vorſchußcaſſe trotz aller gütlichen Verſuche den 
Beſchwerdeführern die Theilhaberſchaft an dem Vorſchußvereine nicht 
zugeſtehen wollte, indem ſie behauptete, daß die Aufnahme der Ge— 
meinde C. in das Protokoll vom 8. Februar 1864 ungeachtet des 
Proteſtes der übrigen Theilhaber, und die Wahl eines Inſaſſen dieſer 


531 ſpricht von den Functionen des Gemeinde⸗Ausſchuſſes in Sachen der 
Vermögensgebahrung der Gemeinde, wonach alle Angelegenheiten, welche nicht zur ge⸗ 
wöhnlichen Vermbgensverwaltung gehören, der Beſchlußfaſſung des Gemeinde⸗Aus⸗ 
ſchuſſes unterliegen. i * a 

$ 33 fagt, daß die Beſtimmungea des § 31 auch für die Anſtalten der Ge⸗ 


meinde gelten, inſoweit durch Stiftung oder Vertrag nichts anderes vorge⸗ 
ſchrieben iſt. x 


Gemeinde nur über Andringen des Commiſſionsleiters erfolgte, ſo hat 
der um ſeine Entſcheidung angegangene Bezirksausſchuß mit Erledi⸗ 
gung vom Jahre 1868 alle Beſchlüſſe der Generalverſammlung inſo⸗ 
weit ſie die Ausſchließung der Inſaſſen der Gemeinde C. von der 
Theilhaberſchaft der Vorſchußcaſſe betreffen, als ungiltig aufgehoben, 
weil nach § 3 des bezegenen Landesgeſetzes alle jene als Theilhaber 
der Vorſchußcaſſe anzuſehen ſind, von denen anerkannt iſt, daß ſie 
Theilhaber der Getreide-Contributionsfonde waren, und weil rückſicht— 
lich der Inſaſſen der Gemeinde C. gleichfalls erwieſen vorliegt, daß 
ſie aus letzterem Grunde in das Verzeichniß aufgenommen wurden 
und daß ein Gemeindeinſaſſe von C. in den Ausſchuß gewählt wurde, ohne 
daß diesfalls eine Berufung an die höhere Behörde ergriffen wor— 
den iſt. 

ae dagegen von der Direction der Vorſchußcaſſe im Jahre 
187! ergriffene Recurs wurde von Seite des Landesausſchuſſes mit 
Rückſicht auf die bereits längſt eingetretene Rechtskraft mit dem Be— 
merken abgewieſen, daß die diesfällige Entſcheidung den autonomen 
Behörden und keineswegs den Gerichten zuſteht. 

Der Bezirksausſchuß forderte nun die Direction des Vorſchuß⸗ 
caſſenvereines nochmals unter Androhung von Zwangsmitteln, zur 
gütlichen Verrechnung und Ausfolgung des Gewinnantheiles an die 
Inſaſſen der Gemeinde C. auf, und nachdem ein weiterer Recurs 
gleichfalls zurückgewieſen wurde, wurde ſeitens des Bezirksausſchuſſes 
die Vorlage ſämmtlicher bezüglichen Schriften und Documente ſowie 
die Zuſammenſtellung einer Rechnung aufgetragen, damit auf Grund— 
lage derſelben die Durchführung durch einen zu beſtellenden Curator 
ſtattfinden könne. 

Nachdem auch der diesfalls ergriffene Recurs zurückgewieſen 
war, beſtellte der Bezirksausſchuß einen Advocaten zum Curator und 
trug die Vorlage der Acten der Direction der Vorſchußcaſſe mit dem 
Bemerken auf, daß ſelbe ſonſt im Wege der Bezirkshauptmannſchaft 
werden abgenommen werden. 

Jetzt nahm die Direction des Vorſchußvereines ſelbſt die Ver⸗ 
mittlung der Verwaltungsbehörden in Anſpruch, indem ſie in einer 
Eingabe an die Statthalterei die Theilhaberſchaft der Mitglieder der 
Gemeinde C. an der Vorſchußcaſſe in Abrede ſtellte, und insbeſonders 
die Competenz der bisher intervenirenden autonomen Behörden im 
Sinne des organiſchen Geſetzes vom 6. Auguſt 1864 beſtritt, indem 
ſie die Entſcheidung dem Civilrichter zugewieſen wiſſen will, da es 
ſich hier lediglich um Zu⸗ oder Aberkennung von Vermögensrechten, 
d. h. um Privatrechte handelt und zwar um fo mehr, als dieſe Come 
petenz auch im § 32 des bezogenen Landesgeſetzes gewahrt iſt. Endlich 
habe der Bezirksausſchuß und der Landesausſchuß durch die Aufſtel— 
lung eines Curators ihren Wirkungskreis überſchritten, weil dieſe ein 
Act der Execution iſt, welche den autonomen Behörden nicht zuſteht. 
Das Petit geht dahin, unter Aufhebung aller bisherigen Entſcheidungen 
die Inſaſſen der Gemeinde C. mit ihren Anſprüchen auf den Civil⸗ 
rechtsweg zu weiſen. 

Die Statthalterei hat auf Grund des abgeforderten Berichtes 
der Bezirkshauptmaunſchaft und der Aeußerung des Landesausſchuſſes 
dem Recurſe keine Folge gegeben, weil die Entſcheidung über die 
Theilhaberſchaft an den aus den ehemaligen Contributionsfonden ge⸗ 
bildeten Vorſchußcaſſen auf Grund des § 3 des Geſetzes vom 9. Juli 
1863 nicht in die Competenz der Gerichte gehört, zumal die frag— 
liche Theilhaberſchaft durch die competente Behörde insbeſonders durch 
die Aufnahme in das Verzeichniß der Theilhaber anerkannt wurde, 
ohne daß dagegen eine Berufung ſtattfand und weil die bisherigen 
Verfügungen einſchließlich der Curatelsbeſtellung einerſeits im Geſetze 
ihre volle Begründung finden, andererſeits nicht als ein Act der voll⸗ 
ziehenden Gewalt angeſehen werden können. 

Der dagegen überreichte Miniſterialrecurs hat dieſelbe Expoſition 
wie der Statthaltereirecurs und gipfelt in demſelben Begehren. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat mit Erledigung vom 
1. November 1873, 3. 14 210 dem Recurſe gleichfalls keine Folge 
gegeben, da die Competenz der autonomen Behörden in fraglicher Sache 
außer allem Zweifel iſt, dieſe aber das factiſche Verhältniß der Theil⸗ 
haberſchaft der Inſaſſen der Gemeinde E. an der neu gebildeten Vor: 
ſchußcaſſe endgiltig anerkannt haben und den politiſchen Behörden kein 
Recht zuſteht, eine Entſcheidung der oberſten autonomen Behörden ab⸗ 
zuändern oder aufzuheben. M. G. 
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das mit den gepflogenen Erhebungen übereinftimmende 
Geſtändniß der Anna R. wurde erwieſen, daß dieſelbe mit Geſundheits⸗ 
bücheln verſehene Frauenzimmer in ihre Wohnung aufnahm und aus 
dem unzüchtigen Gewerbe der letzteren Vortheil zog, indem ſie ſich 
einen Theil des „Lohnes“ abtreten ließ. 

Das k. k. ſtädtiſch⸗delegirte Bezirksgericht Alſergrund erkannte 
mit Urtheil vom 11. Juli 1873, 3. 1222 die Anna R. der Ueber⸗ 
tretung nach § 512 nicht ſchuldig, weil ſich aus der Unterſuchung 
herausſtellte, daß ſie die Anzeige beim k. k. Polizeicommiſſariate davon 
gemacht hatte, daß ſie Mädchen mit Geſundheitsbücheln in ihre Woh⸗ 
nung aufnehme, um den Miethzins erſchwingen zu können. Da nun 
ſämmtliche bei ihr aufgenommene Maͤdchen Geſundheitsbücheln hatten, 
ſo liegt der objective Thatbeſtand des § 512/ St. G. nicht vor, 
weil ſie „Schanddirnen“ zwar einen ordentlichen Aufenthalt gab, von 
keiner derſelben aber geſagt werden kann, daß ſie ihr Gewerbe un⸗ 
erlaubt betrieb, die Art und Weiſe aber, wie dieſe der Anna R. von 
ihren Einnahmen Zahlungen machten, nach dieſer Geſetzesſtelle ganz 
gleichgiltig iſt, eine Handlungsweiſe aber, wie ſie die beiden weiteren 
Abſätze des § 512 St. G. fordern, nicht erwieſen vorliegt. 4 

Auf Berufung der Wiener Staatsanwaltſchaft hat das Wiener 
k k. Oberlandesgericht mit Urtheil vom 29. Juli 1873, 3. 15.301 
das erſtrichterliche Urtheil abgeändert und Anna R. der Uebertretung 
der Kuppelei nach § 512 St. G. ſchuldig erkannt und ſie zur Strafe 
eines vierzehntägigen ſtrengen, wöchentlich mit zwei Faſttagen ver⸗ 
ſchärften Arreſtes verurtheilt; denn durch das Geſtändniß und Zeugen 
iſt erwieſen, daß die Angeklagte von den bei ihr im Unterſtand be⸗ 
findlichen „Schanddirnen“ ſich Antheile von den bei Männerbeſuchen 
enthaltenen Entlohnungen zahlen ließ, eine Handlungsweiſe, welche 
zeigt, daß ſie den Mädchen gerade nur zum Betriebe des unzüchtigen 
Gewerbes Aufenthalt gegeben und an demſelben Theil genommen habe, 
— worin aber der Thatbeſtand des § 512 a St. G. begründet iſt. 
Die polizeiliche Bemerkung, daß gegen die Beherbergung von mit 
Geſundheitsbüchern verſehenen Mädchen kein Anſtand obwaltet, hebt 
die Zurechnung nicht auf, weil eine ſolche Beherbergung allerdings 
denkbar iſt, ohne daß aus derſelben ein ſtrafbares Gewerbe gemacht 
wird, wie es im vorliegenden Falle geſchehen iſt. ale | 

Auf die von der Angeklagten gegen das obergerichtliche Urtheil 
eingebrachte Berufung beſtätigte der k. k. oberſte Gerichtshof mit 
Entſcheidung vom 15. October 1873, 3. 10.184 das letztere aus 
deſſen Gründen und in der weiteren Erwägung; daß, wenn die Po⸗ 
lizeibehörde erklärte, die Beherbergung von mit Geſundheits büchern 
verſehenen Mädchen nicht zu beanſtänden, damit keineswegs die Be⸗ 
willigung ertheilt wurde, ſolchen Mädchen den Aufenthalt auch zur 
Betreibung ihres unzüchtigen Gewerbes zu geben; ſetzte hingegen die 
Dauer des verhängten ſtrengen Arreſtes mit Beibehaltung der Ver⸗ 
ſchärfung auf acht Tage herab. Ger.⸗Ztg. 


Durch 


Verordnungen. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 23. November 1873, 3. 14.174 an ſämmt⸗ 
liche k. k. Oberlandesgerichtspräſidien, betreffend die Anweiſung des ſogenaunten 
Conduetquartales. 


Aus Anlaß eines vorgekommenen Falles, in welchem ſeitens eines Oberlandes⸗ 
gerichtspräſidiums von dem der Witwe als Conductquartal gebührenden Betrag eines 
Viertels des Nctivitätsgehalted des Gatten die Nachlaßactiven in Abzug gebracht, 
und nur der Reſt als Conductquartal angewieſen wurde, wird dem löbl. k. k. Ober⸗ 
landesgerichtspräſidium bedeutet, daß dieſer Vorgang der mit hierortigem Erlaſſe 
vom 12. Juni 1856, 3. 12.821, ertheilten Vorſchrift nicht entſpricht. Denn nach 
dieſem Erlaſſe gebührt der Witwe das Conductquartal, wenn (nebſt dem Zutreffen 
anderer, dort bezeichneter Vorausſetzungen) der Nachlaß — abgeſehen von der allen⸗ 
fallſigen Dienſtcaution und von dem Werthe des Mobilars — nicht hinreichte, um 
die Krankheits⸗ und Begräbnißkoſten zu decken; und es geht nicht an, dieſem Erlaſſe 
den Sinn zu unterlegen, als ob derſelbe lauten würde: „wenn und inſoweit ... 


Verordnung des k. k. Miniſters für Cultus und Unterricht vom 26. November 1873, 
3. 13.871, betreffend die Nebenbeſchäftigungen des Lehrperſonales an Staats— 
Mittelſchulen und an ſtaatlichen Lehrerbildungsanſtalten. 


Die Wahrnehmung, daß den in Betreff der Nebenbeſchäftigungen des Lehr⸗ 
perſonals an Staats⸗Mittelſchulen beſtehenden Vorſchriften nicht immer in jenem 
Maße entſprochen wird, wie es das Intereſſe der betreffenden Staatsanſtalten erheiſcht, 
veranlaßt mich, die Miniſterlalverordnung vom 5. Februar 1854, 8. 229/221, in 
Erinnerung zu bringen und zugleich die Beſtimmung zu treffen, daß die an den Staats- 
Mirtelſchulen oder an ſtaatlichen Lehrerbildungsanſtalten angeſtellten Lehrer und 
Supplenten vom Schuljahre 1874/5 angefangen nur mit Bewilligung des Unterrichts⸗ 
Miniſteriums an Privat⸗Mittelſchulen und an Privat-Bildungsanſtalten für Lehrer 
und Lehrerinnen verwendet werden dürfen. 

Um dieſe Bewilligung haben die Inhaber der betreffenden Privat⸗Mittel⸗ 
ſchulen rechtzeitig vor Beginn eines jeden Schuljahres anzuſuchen. Die bezüglichen 
Geſuche, die ſtets auch die Angabe enthalten müſſen, in welchem Maße die zu ver- 
wendenden Lehrkräfte der gedachten Staatsanſtalten in Anſpruch genommen werden 
ſollen, find bei der Landesſchulbehörde einzubringen, welche dieſelben nach Sinver- 
nehmung der Directionen der bethelligten Staats-Lehranſtalten gutächtlich dem Mini⸗ 
ſterium vorzulegen hat. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Wundarzte Johann Eggerth sen. in Ebenfurt 
das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Finanzrath Karl Huber zum Oberfinanzrathe 
und Vorſtand der Steneradminiſtration in Wien ernannt. 5 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne Benedict v. Haßling er den 
Titel und Charakter eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den beiden Oberingenieuren Stefan Weiß und Johann 
Borkowitz tarfrei den Titel und Charakter von Bauräthen verliehen. 

Seine Majeſtät haben die vom Legationsrathe Joſeph Ritter von Palomba 
angeſuchte Verſetzung in den bleibenden Ruheſtand genehmigt und demſelben die 
Allerhöchſte Zufriedenheit ausdrücken laſſen. 

Seine Majeſtät haben den Vicedirector im Staatsgeſtüte Radautz Franz Do⸗ 
konal zum Geſtütsdirector ernannt. 

Der Finanzminiſter hat zu Finanzoberinſpectoren ernannt: die Finanzinſpec⸗ 
toren Joſeph Schaffer für Braunau, Eduard Herzmann für Wels, Karl Sla⸗ 
wik für Troppau und Ludwig Ritter v. Rainer für Trieſt; dann den Finanzinſpee⸗ 
tor Ernit Steinhardt für Görz. ; 

Der Finanzminiſter hat die bei der Finanzlandesdirection in Brünn erledigte 
Controlorsſtelle dem Caſſier Wilhelm Scheu verliehen. 

Der Finanzminiſter hat zum Bergrathe und Vorſtande der Salinenverwaltung 
den provif. Vorſtand Andreas Furdzik und zu Salinen⸗Oberverwaltern die provii. 
Salinenverwalter Friedrich Mialovich, Julius Drak, Hippolyt Walewski, 
Adolf Nechay Ritter v. Felſeis und Rudolf Pechnik ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzeommiſſär Probus Fabrizi zum Finanz⸗ 
Obercommiſſär für die Finanzdirection im Küſtenlande ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Rechnungsrevidenten in Brünn Adolf Bohn. 
niowsky zum Rechnungsrathe beim Rechnungsdepartement der Finanz⸗Landesdirec⸗ 
tion in Wien ernannt 

Der Handelsminiſter hat den Rechnungsofficial Robert Weigel der k. k. 
Militäriatendanz in Wien zum Rechnungsrathe u. Vorſtande des Rechnungsdeparte⸗ 
ments der Lemberger Poftdirection ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den Wirthſchaftsverwalter Vincenz Schaſchetzy 
zum Wirthſchaftsinſpector beim Radautzer Staatsgeſtüte ernannt. 


Erledigungen. 


Rechnungsführers⸗Aſſiſtentenſtelle bei der Hüttenverwaltung in Cilli mit der 
eilften Rangsclaſſe, bis 6. Februar. (Amtsbl. Nr. 9.) 

Controlorsſtelle bei der Telegraphenhaupiſtation in Prag mit der neunten 
Rangsclaſſe gegen Caution, bis 4. Februar. (Amtebl. Nr. 9.) 

Eine Forſtaſſiſtentenſtelle bei der Borit- und Domänendirection für Steiermark 
und Kärnten in der eilften Rangsclaſſe mit 600 fl. Gehalt und 120 fl. Activzulage, 
bis 15 Februar. (Amtsbl. Nr. 10.) 

Zwei Forſtaſſiſtentenſtellen im forſttechniſchen Bureau des Ackerbauminiſteri⸗ 
ums in der eilften Rangsclaſſe mit 600 fl. Gehalt und 300 fl. Activitätszulage, bis 
7. Februar. (Amtsbl. Nr. 10.) 

Mehrere Revidentenſtellen bei der nieder⸗öſterr. Finanzlandesdirection mit der 
neunten Rangsclaſſe, eventuell Rechnungsofficialſtellen in der zehnten und Rechnungs⸗ 
aſſiſtentenſtellen in der eilften Rangsclaſſe, dann Prakticantenſtellen, bis Ende Jänner. 
(Amtsbl. Nr. 10.) 4 

Bezirksarztesſtelle in Zwettl mit den ſyſtemmäßigen Bezügen, bis 1. Februar 
(Amtsbl. Nr. 11.) 

Zwei Secretärsſtellen bei der böhmiſchen Statthalterei mit der achten Rangs⸗ 
claſſe, bis Ende Jänner. (Amtsbl. Nr. 11.) 

Sudhüttenverwaltersſtelle bei den Salinenverwaltungen in den Alpenländern 
in der neunten Rangsclaſſe mit 1100 fl. Gehalt und 200 fl. Activzulage Holz. und 
Salzdeputate, bis Mitte Februar. (Amtsbl. Nr. 13.) 

Zwei Steuereinnehmereſtellen bei den Steuerämtern in Ober- Oeſterreich in 
der neunten Rangsclaſſe, eventuell Con trolorſtellen in der zehnten und Adjunctenſtellen 
in der eilften Rangsclaſſe, bis 10. Februar. (Amtsbl. Nr. 13.) 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


